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Satzung 
 
 
 

des Abwasserverbandes Untere Rodau 
im Kreis Offenbach am Main 

 
 
 

§ 1 
Name und Sitz 

 
 
(1) Der Verband führt den Namen "Abwasserverband Untere Rodau". 

 
(2) Er hat seinen Sitz in Mühlheim am Main im Landkreis Offenbach am 

Main. 
 
(3) Er ist ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Wasserver-

bands-gesetzes vom 12. Februar 1991 (BGBL. I S. 405 ff.). 
 

a. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
 

b. Der Verband dient dem öffentlichen Interesse und dem Nutzen 
seiner Mitglieder. Er verwaltet sich im Rahmen der Gesetze 
selbst. Er kann nach Maßgabe landesrechtlicher Vorschriften 
Beamte im Sinne des Beamtenrechtsrahmengesetzes haben. 
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§ 2 
Aufgabe 

 
 
(1) Der Verband hat die Aufgabe die Abwasserbeseitigung der Mitglie-

der entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen durchzuführen, 
die Untere Rodau, den Bauerbach und den Waldgraben von Oberts-
hausen zur Rodau in  ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten, in 
dem hierzu erforderlichen Maße auszubauen und soweit notwendig, 
Rückhalteanlagen oder Hochwassersicherungen zu bauen und zu 
Erhalten. 

 
(2) Die Ortskanalisation zur Sammlung und Fortleitung des Abwassers 

bis zur Übergabe in den Gruppensammler bleibt in der Trägerschaft 
der Mitglieder. 

 
(3) Der Verband kann im Rahmen der vorstehend aufgeführten Aufga-

ben  auf Antrag von Mitgliedern auch im Bereich Mitgliedseigener 
Anlagen und Einrichtungen tätig werden. 

 
(4) In Erfüllung seiner Aufgaben kann der Verband Mitglied anderer 

Verbände werden. 
 
 

§ 3 
Mitglieder 

 
 
(1) Mitglieder des Verbandes sind 

 
 a) die Stadt Obertshausen 

 
 b) die Stadt Mühlheim am Main. 
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§ 4 
Unternehmen und Plan 

 
 

(1) Das Unternehmen betreibt, unterhält und errichtet alle Anlagenteile, 
die zur Erfüllung  der Aufgaben gemäß § 2 notwendig sind. 

 
Zu den Anlagenteilen gehören die Gruppenkläranlage, der Grup-
pensammler und alle Regenwasserbehandlungsanlagen. 
 
Zur Regenwasserbehandlung zählen neben den Entlastungsanla-
gen (Regenüberläufe, Regenüberlaufbecken) und deren Auslass-
kanälen auch die  Sammler, die als Stauraumkanal wirken. 
 
Zur Durchführung seiner Wasserwirtschaftlichen und Wasserrecht-
lichen Aufgaben hat der Verband die notwendigen Arbeiten an den 
Gewässern gemäß § 2 der Verbandssatzung vorzunehmen, und 
zwar an der Unteren Rodau von der B 448 bis zur Mündung in den 
Main, am Bauerbach von der Gemarkung Hausen bis zur Mündung 
in die Rodau und an einem Teilstück des alten Bauerbachs in der 
Gemarkung Hausen von der Schubertstraße bis zur Mündung in 
die Rodau so wie am Waldgraben von der Gemarkung Oberts-
hausen (B 448) bis zur Mündung in die Rodau. 

 
(2) Das Unternehmen ergibt sich aus den Plänen: 

 
Übersichtspläne 1 und 2 im Maßstab 1 : 5.000 mit Kennzeichnung 
der Verbandanlagen vom Oktober 2015. 
 
Genehmigte Entwürfe und Änderungen zu den Entwürfen vom Re-
gierungspräsidium Darmstadt für die Gruppenkläranlage, den Grup-
pensammler und Regenwasserbehandlungsanlagen. 
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§ 5 
Ausführung des Unternehmens 

 
 

Über die Ausführung des "Planes" sowie seiner Einzelpläne ein-
schließlich ihrer wesentlichen Änderungen und Ergänzungen be-
schließt der Verbandsvorstand. 

 
 

§ 6 
Benutzung der Grundstücke für das Unternehmen 

 
 
 Die Mitglieder des Verbandes sind verpflichtet, die ihnen gehören-

den Grundstücke zur Durchführung des Verbandsunternehmens, 
soweit es der Plan vorsieht, zur Verfügung zu stellen. 

 
 

§ 7 
Verbandsschau 

 
 
(1) Die Gewässer werden im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen 

Gewässerschau durch die dafür zuständigen Wasserbehörden ge-
schaut. Die vom Verband zu betreuenden Anlagen unterliegen einer 
laufenden eigenen und behördlichen Kontrolle. Daher unterbleiben 
die regelmäßigen Verbandsschauen.  

 
(2) Die Geschäftsführung des Verbands legt dem Vorstand regelmäßig 

die Berichte über die Ergebnisse behördlicher Überprüfungen und 
der eigenen Kontrolle vor. Sieht der Vorstand anlässlich dieser Be-
richte oder aus sonstigen Gründen Anlass für eine Verbandsschau, 
so ordnet er diese (einschließlich Umfang, Ort und Zeit) im Einzelfall 
an. 
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§ 8 
Organe 

 
 
(1) Der Verband verwaltet sich selbst unter eigener Verantwortung 

durch seine Organe.  
 

(2) Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung und der 
Vorstand. 
 
 

§ 9 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Vertretern der Ver-

bandsmitglieder.  
Vorstandsmitglieder, deren Stellvertreter sowie die Dienstkräfte des 
Verbandes können nicht gleichzeitig als Vertreter eines Verbands-
mitgliedes der Verbandsversammlung angehören. 

 

(2) Die Verbandsmitglieder haben in der Verbandsversammlung  
die nachstehenden Vertreterzahlen: 

 
 a) die Stadt Obertshausen   6 Vertreter 
 b) die Stadt Mühlheim am Main  6 Vertreter 

 
Jeder Vertreter hat eine Stimme in der Verbandsversammlung.  

 
(3) Die Vertreter werden von Ihrer Vertretungskörperschaft jeweils für 

die Dauer einer Wahlperiode der Stadtverordnetenversammlung ge-
wählt. Für  jeden Vertreter wird ein Stellvertreter für den Fall einer 
Verhinderung gewählt.  

 
(4) Die Vertreter in der Verbandsversammlung sind ehrenamtlich tätig. 

Über eine Entschädigung (Sitzungsgeld, Reisekosten u.a.) be-
schließt die Verbandsversammlung. Reisekosten dürfen nur bis zur 
Höhe der für Landesbedienstete geltenden Sätze gewährt werden. 
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(5) Die Vertreter der Verbandsmitglieder in der Verbandsversammlung 

sowie deren Ersatzleute werden auf die Dauer der Wahlzeit der Ver-
tretungskörperschaften der Verbandsmitglieder durch diese ge-
wählt. Sind sie zur Zeit ihrer Bestellung Beamte, so scheiden sie mit 
Beendigung ihres Dienstverhältnisses bzw. ihres Mandates bei den 
vorgenannten Körperschaften aus der Verbandsversammlung aus. 

 
(6) Wenn ein Vertreter oder ein Ersatzmann vor Ablauf der Amtszeit aus 

der Verbandsversammlung ausscheidet, ist für den Rest der Amts-
zeit Ersatz  zu wählen. 

 

 
§ 10 

Aufgaben der Verbandsversammlung 
 

 
(1) Die Verwaltung des Verbandes wird durch den Willen der Mitglieder 

bestimmt. Diese üben ihre Rechte in der Verbandsversammlung 
aus. Die Verbandsversammlung entscheidet über die ihr nach dem 
WVG und dieser Satzung zugewiesenen Aufgaben sowie über alle 
wichtigen Angelegenheiten des Verbandes. Hierzu gehören insbe-
sondere:  

 
1. Die Wahl und Abberufung des Vorstandsvorsitzenden und seiner 

Stellvertreter,  
 
2. die Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder und ihrer Stell-

vertreter,  
 
3. die Beschlussfassung über Satzungsänderungen,  
 
4. die Beschlussfassung über Änderungen und Ergänzungen des 

Unternehmens, des Verbandsplans (§ 4 der Satzung), der Auf-
gaben sowie über die Grundsätze der Geschäftspolitik,  

 
5. die Festsetzung des Haushaltsplanes und von Nachtragshaus-

haltsplänen und die Festsetzung des Investitionsprogramms,  
 
6. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung des 

Vorstandes,  
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7. die Festsetzung von Grundsätzen für Dienst- und Anstellungs-
verhältnisse und von Vergütungen und Entschädigungen für die 
Mitglieder des Vorstandes und die Mitglieder des Verbandsaus-
schusses,  

 
8. die Beschlussfassung über das Ausscheiden von Mitgliedern 

und die Aufnahme von neuen Mitgliedern,  
 
9. die Aufstellung von allgemeinen Grundsätzen für die Anstellung, 

Beförderung, Entlassung und Besoldung der Bediensteten des 
Verbandes,  

 
10. die Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Mitglie-

dern der Verbandsorgane und dem Verband,  
 
11. die Beschlussfassung über die Umgestaltung und die Auflösung 

des Verbandes,  
 
12. der Beschluss über die Einrichtung, Aufgabe und Zusammenset-

zung von Ausschüssen und  
 
13. die Aufnahme von Krediten.  

 
(2) Die Verbandsversammlung kann die Entscheidung nach Abs. 1 Nr. 

13 widerruflich dem Vorstand übertragen 
 

 
§ 11 

Einberufung der Verbandsversammlung 
 
 
(1) Die Verbandsversammlung ist nach Bedarf einzuberufen, jedoch 

mindestens einmal im Jahr. Die Sitzungen sind (gemäß § 48 Abs. 1 
S. 1 WVG) nicht öffentlich.  

 

(2) Der Vorsteher oder sein Vertreter im Amt beruft die Verbandsver-
sammlung schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Die Ein-
ladung kann auch auf digitalem Weg erfolgen. Jedes Mitglied der 
Verbandsversammlung hat das Recht, Anträge zur Beschlussfas-
sung zu stellen. 
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(3) Die Verbandsversammlung muss unverzüglich einberufen werden, 
wenn Mitglieder, deren Stimmen zusammen den vierten Teil aller 
Stimmen erreichen, oder die Aufsichtsbehörde die Einberufung un-
ter Angabe der zur Verhandlung zu stellenden Gegenstände schrift-
lich verlangen und die Verhandlungsgegenstände in die Zuständig-
keit der Verbandsversammlung fallen.  

 
(4) Zwischen dem Zugang der Ladung bei den Mitgliedern der Ver-

bandsversammlung und dem Sitzungstag müssen mindestens sie-
ben Tage liegen. In dringenden Fällen kann der Vorsteher oder sein 
Vertreter im Amt die Frist abkürzen; die Ladung muss jedoch spä-
testens am Tage vor der Sitzung zugehen. In der Ladung ist auf die 
Abkürzung der Frist hinzuweisen und die Dringlichkeit zu begrün-
den.  

 
(5) Über Gegenstände, deren Verhandlung nicht in der Frist nach Abs. 

4 angekündigt worden sind, können Beschlüsse nur gefasst werden, 
wenn zwei Drittel der satzungsmäßigen Stimmen der Aufnahme in 
die Tagesordnung zustimmen.  

 
(6) Ist ein Mitglied der Verbandsversammlung am Erscheinen verhin-

dert, so teilt es dies unverzüglich seinem Stellvertreter und dem Vor-
steher oder seinem Vertreter im Amt mit und leitet die Einladung dem 
Stellvertreter zu. War die Einberufungsfrist gegenüber dem Mitglied 
der Verbandsversammlung eingehalten, so gilt sie auch gegenüber 
seinem Stellvertreter als gewahrt.  

 
(7) Der Vorsteher oder sein Vertreter im Amt lädt die Mitglieder des Ver-

bandsvorstandes unter Wahrung der Frist nach Abs. 4 zu den Sit-
zungen der Verbandsversammlung ein, ferner die Aufsichtsbehör-
den unter Angabe der Tagesordnung. Andere Träger öffentlicher Be-
lange können ebenfalls eingeladen werden. 
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§ 12 
Sitzung der Verbandsversammlung 

 
 
(1) Der Vorsteher oder sein Vertreter im Amt leitet die Sitzung der Ver-

bandsversammlung.  
 

(2) Zu Beginn der Sitzung ist ein Verzeichnis der erschienenen Vertreter 
der Verbandsmitglieder aufzustellen. 

 
(3) Der Vorsteher oder sein Vertreter im Amt hat die Verbandsver-

sammlung über die Angelegenheiten des Verbandes zu unterrich-
ten, die mit dem Verhandlungsgegenstand im Zusammenhang ste-
hen. Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und 
treuen Rechenschaft zu entsprechen.  

 
(4) Die Mitglieder des Vorstandes oder im Vertretungsfall deren stän-

dige Stellvertreter können in der Sitzung das Wort ergreifen und An-
träge stellen. Sie müssen jederzeit zu dem Gegenstand der Ver-
handlung gehört werden. Der Geschäftsführer kann in der Sitzung 
das Wort ergreifen. 

 
 
 

§ 13 
Beschlüsse der Verbandsversammlung 

 
 
(1) Die Beschlüsse der Verbandsversammlung bedürfen der Mehrheit 

der in der Sitzung vertretenen Stimmen (einfache Stimmenmehr-
heit), sofern in der Satzung nichts anderes geregelt ist. Stimmen-
gleichheit bedeutet somit Ablehnung. 

 
(2) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn ein Viertel der 

Mitglieder anwesend und alle rechtzeitig geladen sind. Ohne Rück-
sicht auf die Anzahl der Erschienenen ist sie beschlussfähig, wenn 
bei der Ladung mitgeteilt worden ist, dass ohne Rücksicht auf die 
Anzahl der Erschienenen beschlossen werden wird. Ohne Rücksicht 
auf Form und Frist der Ladung ist sie beschlussfähig, wenn alle Mit-
glieder der Verbandsversammlung zustimmen.  
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(3) Eine Mehrheit von drei Vierteln aller Stimmen bedarf es zur Be-

schlussfassung über: 
 

a. die Änderung und Ergänzung der Satzung,  
b. die Auflösung des Verbandes 

 
(4) Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten, die vom Ver-

bandsvorsteher und einem von der Verbandsversammlung zu be-
stimmenden Vertreter  eines Verbandsmitgliedes zu unterzeichnen 
ist. Die Protokollführung übernimmt die Geschäftsführung. 

 
 

§ 14 
Ausschüsse 

 
 
(1) Die Verbandsversammlung kann Ausschüsse aus Ihrer Mitte bilden. 

Sie bestimmt Aufgaben und Zusammensetzung der Ausschüsse. 
 
(2) Die Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte ihren Vorsitzenden und des-

sen Stellvertreter. 
 
(3) Für das Verfahren und die innere Ordnung der Ausschüsse sind die 

für die Verbandsversammlung geltenden Vorschriften dieser Sat-
zung entsprechend anzuwenden. 

 
 

§ 15 
Zusammensetzung des Verbandsvorstandes 

 
 
(1) Der Verbandsvorstand besteht aus dem Verbandsvorsteher, dem 

stellvertretenden Verbandsvorsteher und zwei Beisitzern. Die Stadt 
Obertshausen und Mühlheim stellen je 2 Vorstandsmitglieder. Für 
jedes Vorstandsmitglied wird ein persönlicher Vertreter gewählt, der 
ihn im Falle seiner Verhinderung im Verbandsvorstand vertritt. Die 
Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. 
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(2) Vorstandsmitglieder, die zur Zeit ihrer Wahl Beamte, Angestellte, 
sonstige Bedienstete oder Mandatsträger eines Verbandsmitgliedes 
sind, scheiden mit Beendigung ihres Dienstverhältnisses bzw. ihres 
Mandats aus dem Verbandsvorstand aus. Gleiches gilt für  ihre  Ver-
treter. 

 
(3) Die ausscheidenden Vorstandsmitglieder bzw. Vertreter bleiben bis 

zum Eintritt ihrer Nachfolger  im Amt. 
 
(4) Die Stellvertretung des Vorstandes wird von diesem durch Be-

schluss (zu Beginn einer jeden Legislaturperiode) geregelt 
 
 

§ 16 
Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder 

 
 
(1) Die Verbandsversammlung wählt die Mitglieder des Verbandsvor-

standes (und deren Stellvertreter) sowie den Vorstandsvorsitzenden 
und den stellvertretenden Verbandsvorsteher. 
 

(2) Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
 

(3) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus wichti-
gem Grund mit zwei Drittel-Mehrheit abberufen. Die Abberufung und 
ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Diese kann der 
Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige unter 
Angabe der Gründe widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige 
Grund nicht gegeben ist. Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist 
die Abberufung unwirksam. 
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§ 17 
Amtszeit des Verbandsvorstandes 

 
 
(1) Die Mitglieder des Verbandsvorstandes werden auf die Dauer der 

Wahlzeit der Vertretungskörperschaften der Verbandsmitglieder ge-
wählt. Die Wiederwahl ist zulässig. 

 

(2) Wenn ein Vorstandsmitglied oder Vertreter vor Ablauf der Amtszeit 
ausscheidet, so ist für den Rest der Amtszeit Ersatz zu wählen. 

 
(3) Die ausscheidenden Mitglieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vor-

standsmitglieder im Amt. 
 
 

§ 18 
Aufgaben des Vorstandes 

 
 
(1) Der Vorstand berät und beschließt über alle Verbandsangelegenhei-

ten, für die er nach dem WVG oder nach der Satzung zuständig ist 
und die nicht nach § 10 der Verbandsversammlung vorbehalten 
sind. An die Beschlüsse der Verbandsversammlung ist er gebunden. 
Zu den Aufgaben des Verbandsvorstandes gehören insbesondere: 

 
1. Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge,  

 
2. Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten  

 
3. Aufstellung und Vorlage des Jahresabschlusses,  

 
4. Festsetzung der Beiträge,  

 
5. Aufstellung von Richtlinien für die Veranlagung,  

 
6. Entscheidung über Widersprüche gegen die Veranlagung,  

 
7. Einstellung und Abberufung des Geschäftsführers,  

 
8. Erlass einer Geschäftsordnung über die Rechte und Pflichten der 

Geschäftsführer  
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9. Vorbereitung der Änderung und Ergänzung der Satzung, der 

Verbandsaufgaben, des Unternehmens und des Verbandspla-
nes,  

 
10. Entscheidung über den Erwerb von Grundstücken, soweit diese 

für von der Verbandsversammlung beschlossene Maßnahmen 
benötigt werden, sowie über die Veräußerung von für Verbands-
aufgaben nicht mehr benötigter Grundstücke.  

 
(2) Der Vorstand kann für die Beratung von Verbandsaufgaben Aus-

schüsse einsetzen, denen auch Personen angehören können, die 
nicht Vorstandsmitglieder sind. 

 
 

§ 19 
Sitzungen des Verbandsvorstandes 

 
 
(1) Der Vorsteher oder sein Vertreter im Amt beruft den Vorstand nach 

Bedarf, mindestens zweimal im Jahr, schriftlich zur Sitzung ein und 
teilt gleichzeitig die Tagesordnung mit. Die Einladung kann auch auf 
digitalem Weg erfolgen. Zwischen dem Zugang der Ladung und der 
Sitzung müssen mindestens 5 Tage liegen.  

 
(2) In eiligen Fällen kann der Vorsteher oder sein Vertreter im Amt die 

Ladungsfrist abkürzen, jedoch muss die Ladung spätestens am 
Tage vor der Sitzung zugehen. In der Ladung ist auf die Abkürzung 
der Frist sowie auf die Dringlichkeit hinzuweisen.  

 
(3) Auf Verlangen von zwei Vorstandsmitgliedern muss der Vorsteher 

oder sein Vertreter im Amt eine Sitzung des Vorstandes einberufen.  
 
(4) Sitzungstermin und Tagesordnung werden der Kommunalaufsicht 

und dem RP Darmstadt mitgeteilt.  
 
(5) Deren Beauftragte können an den Sitzungen ohne Stimmrecht teil-

nehmen. Liegt ein berechtigtes Interesse vor, kann der Vorstand 
stimmrechtslose Teilnehmer von der Sitzung ausschließen.  

 
(6) Der Geschäftsführer des Verbandes, im Vertretungsfall der Stellv. 

Kfm.-Leiter, nimmt an allen Vorstandssitzungen teil und kann zu je-
dem Verhandlungsgegenstand das Wort ergreifen.  



 
14 

 

 
(7) Die Sitzungen des Vorstandes sind nicht öffentlich.  
 
(8) Ist ein Vorstandsmitglied am Erscheinen verhindert, so teilt er dies 

unverzüglich dem Vorsteher oder dessen Vertreter im Amt und sei-
nem persönlichen Stellvertreter mit und leitet die Einladung an die-
sen weiter. War die Einladungsfrist gegenüber dem Vorstandsmit-
glied eingehalten, so gilt sie auch gegenüber seinem Stellvertreter 
als gewahrt. 

 
 

§ 20 
Beschlussfassung im Vorstand 

 
 

(1) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen ist 
und mindestens zwei stimmberechtigte Mitglieder einschließlich des 
Vorstehers oder seines Vertreters im Amt anwesend sind.  

 
(2) War eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit des Vorstan-

des zurückgestellt worden und tritt dieser zur Verhandlung über den-
selben Gegenstand zum zweiten Mal zusammen, so ist er ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. In der La-
dung zur zweiten Sitzung muss auf diese Bestimmung ausdrücklich 
hingewiesen werden. In besonders dringenden Fällen ist der Vor-
stand ohne Rücksicht auf Form und Frist der Ladung und der Zahl 
der erschienenen Vorstandsmitglieder beschlussfähig, wenn bei der 
Ladung mitgeteilt worden war, dass ohne Rücksicht auf die Anzahl 
der Erschienenen beschlossen werden wird.  

 
(3) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgege-

benen Stimmen. Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorstehers oder dessen Ver-
treters im Amt den Ausschlag.  

 
(4) In eilbedürftigen Angelegenheiten können die Beschlüsse im Um-

laufverfahren, auch auf digitalem Weg, gefasst werden, wenn nie-
mand widerspricht.  

 
(5) Die Beschlüsse und Wahlen werden in einer Niederschrift festgehal-

ten. Diese ist vom Schriftführer, dem Vorsteher oder seinem Vertre-
ter im Amt und einem weiteren Vorstandsmitglied zu unterzeichnen.  
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§ 21 
Aufgaben des Vorstehers 

 
 

(1) Der Vorsteher (§ 17 Abs. 1 der Satzung) oder sein Vertreter im Amt 
führt den Vorsitz im Vorstand. Ihm obliegen alle Geschäfte des Ver-
bandes, die nicht durch Gesetz, WVG oder Satzung der Verbands-
versammlung oder dem Vorstand übertragen sind. Er unterrichtet 
regelmäßig die anderen Vorstandsmitglieder über die Verbandsan-
gelegenheiten und führt die erforderlichen Beschlüsse herbei. Ins-
besondere gehört zu den Aufgaben des Vorstehers oder seines Ver-
treters im Amt  

 
1. die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung des Verban-

des,  
 
2. der Vorsitz im Vorstand und in der Verbandsversammlung,  
 
3. die Vorbereitung und Ausführung der Beschlüsse des Verbands-

vorstandes und der Verbandsversammlung,  
 
4. die Aufsicht über die Verbandsarbeiten und die Überwachung 

der Verbandsanlagen,  
 
5. die Durchführung der Beitragsveranlagung,  
 
6. die Anweisung von Einnahmen und Ausgaben an die Verbands-

kasse,  
 
7. die Aufsicht über die Kassenverwaltung, soweit nicht durch Be-

schluss des Vorstandes diese Aufgabe einem Fachbeamten ei-
ner Mitgliedskommune übertragen ist,  

 
8. die Führung des Mitgliederverzeichnisses (§ 3 Abs. 3), 17  
 
9. die Anstellung und Entlassung von Angestellten und Arbeitern 

des Verbandes,  
 
10. die Wahrnehmung der Aufgaben eines Dienstvorgesetzten des 
 Geschäftsführers,  
 
11. der Erlass einer Dienstordnung für sämtliche Bediensteten des 

Verbandes und  
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12. die Erteilung von Auskünften an die Presse.  

 
(2) Der Vorsteher oder sein Vertreter im Amt kann die Anweisungen an 

die Verbandskasse zur Vereinnahmung von Geldern unbegrenzt 
und zur Beauftragung und Verausgabung in begrenzter Höhe auf 
den Geschäftsführer des Verbandes oder ihre ständige Stellvertre-
tung widerruflich übertragen.  

 
(3) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedür-

fen der Schriftform.  
 
 Diese sind nur rechtsverbindlich, wenn sie entweder vom Vorsteher 

und dem stellvertretenden Vorsteher oder von dem stellvertretenden 
Vorsteher und einem weiteren Mitglied des Verbandsvorstandes     
oder dem Geschäftsführer unterzeichnet sind. 

 
(4)  Die dem Vorsteher obliegenden Geschäfte des Verbandes können 

dem Geschäftsführer übertragen werden. 
 

 
 

§ 22 
Dienstkräfte 

 
 

(1) Der Vorstand stellt einen Geschäftsführer ein. Der Verbandsvorste-
her stellt das übrige Personal im Rahmen des durch die Verbands-
versammlung verabschiedeten Stellenplanes ein.  

 
(2) Der Vorstand kann den Geschäftsführer oder ihre ständige Vertre-

tung zur Vertretung des Verbandes nach außen, allgemein oder für 
bestimmte Angelegenheiten bevollmächtigen. Der Vorstand regelt 
die Rechte und Pflichten sowie die Vertretung des Geschäftsführers 
durch eine Geschäftsordnung. 
 

(3) Der Geschäftsführer ist Dienstvorgesetzter aller Angestellten und 
Arbeiter des Verbandes. 
 

(4) Die Kassengeschäfte des Verbandes führt der Kassenverwalter ei-
ner vom Verbandsvorstand bestimmten Mitgliedsgemeinde, welcher 
hauptamtlich tätig ist. 
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§ 23 
Haushaltswesen, Prüfungswesen 

 
 
(1) Die Wirtschafts- und Haushaltsführung richtet sich nach § 2 Abs. 1 

des Hessischen Ausführungsgesetztes zum Wasserverbandsgesetz 
(HWVG), in seiner jeweils geltenden Fassung nach, den Grundsät-
zen der doppelten Buchführung nach dem Gemeindewirtschafts-
recht. Die Verordnung über das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen der Wasser- und Bodenverbände in Hessen (Wasser-
verbandshaushaltsverordnung – HWHV), in ihrer jeweils geltenden 
Fassung, ist anzuwenden. 

 
(2) § 109 HGO gilt entsprechend.  
 
(3) Das Prüfwesen obliegt dem Rechnungsprüfungsamt beim Kreisaus-

schuss des Kreises Offenbach. Die Prüfung des Jahresabschlusses 
erfolgt jährlich. Über das Ergebnis ist ein Prüfbericht zu erstellen und 
durch den Verband der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Die Kosten 
der Prüfung trägt der Verband. Das Gesetz zur Regelung der 
überörtlichen Prüfung kommunaler Körperschaften in Hessen vom 
22. Dezember 1993 (GVBl. I S. 708) zuletzt geändert durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 8. März 2011 (GVBl. I S. 153, 159) bleibt unbe-
rührt. Die technische Prüfung von Verbandsmaßnahmen kann durch 
den Vorstand einem privaten Unternehmen übertragen werden. 

 
(4) Der Verbandsvorsteher gibt der Prüfstelle den Auftrag 
 

1. zu prüfen: 
 

a)  ob nach dem Jahresabschluss der Haushaltsplan befolgt ist, 
 
b)   ob die einzelnen Erträge/Aufwendungen  und Einzahlungen/Aus-

zahlungen des Jahresabschlusses ordnungsgemäß, insbeson-
dere durch Belege, nachgewiesen sind, 
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c) ob diese Rechnungsbeträge mit dem Wasserverbandsgesetz, 

der Satzung und den anderen Vorschriften im Einklang stehen, 
  

2. das Ergebnis der Prüfung (Prüfbericht) an den Verbandsvorste-
her und die Aufsichtsbehörde zu geben. 

 
(5) Der Verbandsvorsteher legt den Jahresabschluss und den Prüfbe-

richt der Verbandsversammlung vor. Diese beschließt über die Ent-
lastung des Verbandsvorstandes. 

 
 

§ 24 
Haushaltsplan 

 
 
(1) Der Vorstand stellt für jedes Haushaltsjahr den Haushaltsplan und 

nach Bedarf Nachträge dazu so rechtzeitig auf, dass die Verbands-
versammlung den Haushaltsplan vor dem Beginn des Haushaltsjah-
res festsetzen kann. 

 
(2) Der Haushaltsplan enthält alle Erträge/Aufwendungen und Einzah-

lungen/Auszahlungen des Verbandes im kommenden Haushalts-
jahr. Er ist die Grundlage für die Verwaltung aller Erträge/Einzahlun-
gen und Aufwendungen/Auszahlungen. 

 
(3) Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(4) Sämtliche Erträge/Einzahlungen des Verbandes dürfen, soweit sie 

keine andere Zweckbestimmung haben, nur verwandt werden, um 
die Aufwendungen/Auszahlungen zu bestreiten und die Verbindlich-
keiten abzudecken. 

 
(5) Der Verband soll keinen Gewinn erzielen 
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§ 25 
Nichtplanmäßige Aufwendungen/Auszahlungen 

 
 
(1) Der Verbandsvorstand bewirkt Aufwendungen/Auszahlungen, die 

im Haushaltsplan nicht oder noch nicht festgesetzt sind, wenn der 
Verband dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erhebliche Nachteile 
bringen würde. Entsprechendes gilt für Anordnungen, durch die Ver-
bindlichkeiten des Verbandes entstehen können, ohne dass ausrei-
chende Mittel im Haushaltsplan vorgesehen sind. 

 
 Die Bestimmungen der HGO sind sinngemäß anzuwenden. 
 
(2) Der Verbandsvorstand unternimmt unverzüglich die Aufstellung ei-

nes Nachtragshaushaltsplanes und legt diesen der Verbandsver-
sammlung zur Festsetzung vor. 

 
 

§ 26 
Beiträge 

 
 
(1) Die Verbandsmitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, 

die  zur Erfüllung seiner Aufgaben und seiner Verbindlichkeiten und 
zu einer ordentlichen Haushaltsführung erforderlich sind. 

 
(2) Die Beiträge bestehen in Geldleistungen (Geldbeträge). Sie sind öf-

fentliche Lasten (Abgaben). 
 
(3) Die Verbandsmitglieder dürfen für denselben Tatbestand durch den 

Verband oder Gemeinden bzw. andere Wasser- und Bodenver-
bände nicht mehrfach zu Beiträgen oder Gebühren herangezogen 
werden. 

 
(4) Ausscheidende Mitglieder, zu deren Gunsten Verbandsanlagen er-

richtet worden sind, haben ohne Rücksicht auf die Weiterführung ih-
res Betriebes im bisherigen Umfang ihre Beitragspflicht für die Bau-
kosten dieser Verbandsanlagen bis zu deren vollständiger Abschrei-
bung weiter zu erfüllen. Sie haften in diesem Rahmen für die Bau-
kosten dieser Verbandsanlagen, soweit diese nicht anderweitig ge-
nutzt oder verwertet werden können. Befinden sich Verbandsanla-
gen ganz oder teilweise auf Grundstücken, die das ausscheidende 
Mitglied besitzt oder in Eigentum hält, ist der Verband berechtigt, 
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diese Grundstücke weiterhin zum Zwecke des Betriebs, der Erneu-
erung und der Unterhaltung der Anlagen nach dieser Satzung un-
entgeltlich zu nutzen und zu betreten. Auf Verlangen des Verbandes 
ist das ausscheidende Mitglied verpflichtet, das Weiternutzungs-
recht dinglich oder in sonst geeigneter Weise zu sichern. 

 
 

§ 27 
Beitragsverhältnis 

 
 
(1) Die Beitragslast verteilt sich auf die Verbandsmitglieder im Verhält-

nis der Vorteile, die sie von den Aufgaben des Verbandes haben und 
der Lasten, die der Verband auf sich nimmt, um schädigenden Ein-
wirkungen zu begegnen und den Verbandsmitgliedern Leistungen 
abzunehmen. 

 
(2) Die Beiträge sind zu leisten 
 

a) für die Erfüllung der Aufgaben nach § 3 dieser Satzung, soweit 
die Kosten hierfür nicht durch Beihilfen oder sonstige Einnahmen 
gedeckt sind, 

 
b) für den Kapitaldienst, 
 
c) für die Verwaltungskosten des Verbandes. 

 
(3) Das Beitragsverhältnis zur Abwasserbeseitigung entspricht der 

Menge und Beschaffenheit der Abwässer, die den öffentlichen Ab-
wasseranlagen der Mitgliedsgemeinden und des Verbandes zuge-
führt werden. 

 
(4) Menge und Beschaffenheit der Abwässer im Sinne des Abs. 3 erge-

ben sich aus den Bemessungsgrundlagen für die Kanalbenutzungs-
gebühren der Mitgliedsgemeinden. Sie werden jährlich nachträglich 
festgesetzt. Bis zu dieser Feststellung leisten die Mitgliedsgemein-
den Vorauszahlungen nach den Grundlagen des Vorjahres. 

 
(5) Bei abschnittsweiser Ausführung des Unternehmens können die ein-

zelnen Abschnitte für sich abgerechnet und die Beitragslasten ent-
sprechend der Teilausführung berechnet werden. 
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(6) Das Betragsverhältnis zur Gewässerunterhaltung und dem Gewäs-
serausbau, sowie dem vorbeugendem Hochwasserschutz wird nach 
nachfolgendem Beitragsschlüssel ermittelt: 

 
 1. Gewässerlänge 50 % 
 2. Einzugsgebietsfläche 50 % 
 
 

§ 28 
Erhebung der Verbandsbeiträge 

 
 
(1) Der Verbandsvorsteher stellt das Beitragsverhältnis gemäß § 27 fest 

und verteilt danach die im Haushaltsbeschluss mit ihrem Gesamtbe-
trag festgesetzten Beiträge auf die Verbandsmitglieder. 

 
(2) Er setzt die Beiträge der einzelnen Verbandsmitglieder, Beitragsbe-

scheid, fest, teilt jedem Verbandsmitglied das Beitragsverhältnis und 
den aufzubringenden Beitrag unter Angabe der Zahlstelle, der Zah-
lungsfrist  und der Rechtsbehelfsbelehrung mit  und zieht die Bei-
träge ein. Die Zahlung des Jahresbetrags erfolgt in vier gleich gro-
ßen Teilbeträgen. 

 
(3) Gegen die Beitragserhebung können die Verbandsmitglieder inner-

halb eines Monats nach Zustellung des Beitragsbescheides Wider-
spruch erheben. Der Widerspruch kann beim Verbandsvorstand o-
der der Aufsichtsbehörde eingelegt werden. Der Widerspruch hat 
keine aufschiebende Wirkung. Über den Widerspruch entscheidet 
die Aufsichtsbehörde. 

 
(4) Wird einem Widerspruch stattgegeben, so hat der Verbandsvorste-

her eine neue Beitragsverteilung vorzunehmen. 
 
 

§ 29 Säumnis 
 
 
 Wer den Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat vom säumigen Beitrag 

einen Säumniszuschlag zu zahlen, der mit 4%-Punkten über dem 
jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentralbank (EZB) fest-
gesetzt wird. 
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§ 30 
Zwangsvollstreckung 

 
 
 Die auf dem Wasserverbandsgesetz oder der Satzung beruhenden 

Forderungen des Verbandes können im Verwaltungswege voll-
streckt werden. 

 
 

§ 31 
Beiträge der (verbandsfremden) Nutznießer 

 
 
(1) Haben Eigentümer eines Grundstücks oder einer Anlage, Inhaber 

von Bergwerkseigentum oder Unterhaltungspflichtige von Gewäs-
sern, ohne Verbandsmitglied zu sein, von dem Unternehmen des 
Verbandes einen Vorteil (Nutznießer), können nach ihrer Anhörung 
in entsprechender Anwendung der für die Mitglieder geltenden Best-
immungen zu Beiträgen herangezogen werden. Die Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde ist Voraussetzung. Die Beiträge bemessen 
sich nach dem Vorteil, der den Herangezogenen aus den Verbands-
anlagen erwächst oder nach den vom Herangezogenen herbeige-
führten Schäden bzw. Lasten, die dem Verband aus dem Beseitigen 
der Schäden entstehen.  

 
(2) Vorteil ist auch die Erleichterung einer Pflicht; im Übrigen ist § 8 Abs. 

2 WVG nicht anzuwenden.  
 
(3) Das Recht des Verbandes, Schadenersatzansprüche gegen Nicht-

mitglieder, die Schädigungen im Verbandsgebiet herbeiführen, au-
ßerhalb von Beitragspflichten geltend zu machen, bleibt unberührt. 
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§ 32 
Bekanntmachungen 

 
 
(1) Satzungen und Satzungsänderungen sowie sonstige für die Öffent-

lichkeit bestimmte Bekanntmachungen werden in der Offenbach 
Post  veröffentlicht. Die öffentliche Bekanntmachung ist mit dem Ab-
lauf des Tages vollendet, an dem das Verkündungsorgan ausgege-
ben wird. Den Mitgliedskommunen bleibt freigestellt, Satzungen und 
Satzungsänderungen in ihren Bekanntmachungsorganen zu veröf-
fentlichen. Dafür entstehende Kosten werden nicht ersetzt.  

 
(2) Sonstige nur für die Verbandsmitglieder bestimmte Bekanntma-

chungen werden diesen schriftlich mitgeteilt.  
 
(3) Für Bekanntmachungen längerer Urkunden oder von Karten, Plänen 

und Zeichnungen und damit verbundener Texte und Erläuterungen 
genügt die nach Abs. 1 erfolgte Bekanntmachung des Ortes, an dem 
sie eingesehen werden können, der Zeit und die Dauer der Ausle-
gung. 

 
(4) Für den Fall, dass die "Offenbach-Post" durch höhere Gewalt am 

Erscheinen gehindert ist, erfolgen die öffentlichen Bekanntmachun-
gen durch Aushang in den Bekanntmachungskästen an den Rathäu-
sern der Mitgliedsgemeinden. In diesem Falle ist die öffentliche Be-
kanntmachung vollendet mit Ablauf einer vollen Woche nach Beginn 
des Aushanges. Der Tag des Einhängens sowie der Tag der Ab-
nahme sind auf den Bekanntmachungsexemplaren so zu vermer-
ken, dass der den Aushang Lesende erkennen kann, wie lange der 
Aushang noch andauert. 

 
 

§ 33 
Änderung der Satzung 

 
 

Die Verbandsversammlung kann Änderungen und Ergänzungen der 
Satzung beschließen. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von drei 
Vierteln der in der Versammlung vertretenen Stimmen. Die Ände-
rungen oder Ergänzungen werden durch die Aufsichtsbehörde ge-
nehmigt. 
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§ 34 
Ordnungsgewalt 

 
 
 Die Mitglieder des Verbandes haben die auf dem Wasserverbands-

gesetz oder der Satzung beruhenden Anordnungen des Verbands-
vorstandes, insbesondere die Anordnungen zum Schutze des Ver-
bandsunternehmens, zu befolgen. 

 
 

§ 35 
Rechtsbehelfe 

 
 
 Gegen Verwaltungsakte des Verbandes sind die nach der Verwal-

tungsgerichtsordnung vom 21.01.1960 (BGBI. I S.17) zulässigen 
Rechtsbehelfe unter Berücksichtigung von § 10 des "Hessischen 
Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung" vom 
06.02.1962 (GVBI. S. 13) in der jeweils gültigen Fassung gegeben.  

 
 

§ 36 
Staatliche Aufsicht 

 
(1) Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Kreisausschusses 

des Kreises Offenbach. 
 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat sicherzustellen, dass der Verband im Ein-
klang mit den Gesetzen und der Satzung verwaltet wird. 

 
(3) Neben der Aufsichtsbehörde steht zur Beratung in technischen An-

gelegenheiten das zuständige Regierungspräsidium zur Verfügung. 
Das Regierungspräsidium ist berechtigt, mit dem Verbandsvorste-
her oder dem Geschäftsführer von Aufsicht wegen unmittelbar Ver-
bindung zu halten und die technischen Angelegenheiten des Ver-
bandes zu prüfen. 

  




